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Nicolás Lynch Gamero 
 
Zusammenfassung: 
 Peru durchläuft nach dem Abgang von Präsident Fujimori gegen-
wärtig eine Phase des Übergangs. Das autoritäre System hat sich 
verflüchtigt, ohne dass bereits ein neues demokratisches Projekt 
dessen Platz eingenommen hätte. 
 Was den Fujimorismo als politisches Regime auszeichnete und 
seine Art und Weise der Machtausübung kennzeichnete, war die 
immer stärkere Kontrolle, die das Regime über die öffentliche 
Sphäre ausübte. 
 Der Fujimorismo berief sich auf eine anti-politische Haltung, um 
sich vom Scheitern der demokratischen Politik der 80er Jahre zu 
distanzieren. Er pflegte einen Diskurs, der gut zur peruanischen 
Krise passte und gleichzeitig dem damaligen Zeitgeist entsprach. 
 Ein großer Teil der Bevölkerung glaubte aufgrund der von der 
Regierung erzielten Ergebnisse zwischen 1990 und 1996 an die 
Anti-Politik und an diejenigen, die sie als effiziente Form des Re-
gierens implementierten. 
 Die Regimeopposition blieb lange Zeit schwach. Es existierten 
kaum Verbindungen zwischen den fragmentierten sozialen Bewe-
gungen und den in der zweiten Hälfte des Jahrzehnts entstande-
nen neuen politischen Bewegungen auf nationaler Ebene. 
 Bei jeder Analyse von Zukunftsszenarien muss ein fortbestehen-
des Merkmal der peruanischen Politik berücksichtigt werden, das 
die langjährige Anti-Politik Fujimoris hinterlassen hat. Es existiert 
ein Bruch zwischen der organisierten Gesellschaft und jenen poli-
tischen Akteuren, die sich um deren Repräsentation bemühen. 
Dieser Bruch geht auf die Krise der Parteien Ende der 80er Jahre 
zurück. Die Anti-Politik der 90er Jahre hat die Gräben weiter ver-
tieft. 
 Nach wie vor bestehen große Schwierigkeiten im Hinblick auf die 
Herausbildung starker politischer Repräsentativkräfte, welche die 
Konstruktion eines demokratischen Regimes in den kommenden 
Jahren vorantreiben könnten. 
 Peru sieht sich einer ungewissen politischen Zukunft gegenüber. 
Die Zivilgesellschaft hat sich noch nicht mit der politischen Ge-
sellschaft versöhnt. Für viele Peruanerinnen und Peruaner ist die 
Politik nach wie vor ein Spektakel fernab ihres täglichen Lebens. 
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I. Zur gegenwärtigen  
Situation in Peru 
Peru durchläuft zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt eine Phase des 
Übergangs. Dies geschieht auf-
grund des Zusammenbruchs ei-
nes autoritären Regimes und 
scheint sich in Richtung Etablie-
rung eines demokratischen Re-
gimes zu entwickeln. Allerdings 
folgt diese Transition durch Zu-
sammenbruch nicht dem Muster 
anderer ähnlicher Entwicklun-
gen, wie sie sich infolge von 
militärischen Niederlagen zu er-
eignen pflegen.1 Sie ist vielmehr 
die Folge der tiefgreifenden sozi-
alen und politischen Erosion des 
„Systems Fujimori“ (Fujimoris-
mo), zu der es nach der Aufde-
ckung der allgemeinen Korrupti-
on kam. Damit ist auch der Ver-
such gescheitert, eine Alternati-
ve zu jener politischen und sozi-
alen Ordnung zu errichten, die in 
den drei Jahrzehnten vor 1990 
dominierte und deren letzte Pha-
se der Zusammenbruch des Par-
teiensystems in den Jahren 1990 
bis 1992 war.2  
Insofern haben wir es mit einer 
Abfolge von zwei Regimezusam-
menbrüchen zu tun, die das Er-
gebnis des Scheiterns von 
                                                     
1  Die Entwicklungen in Griechenland 
1974 und in Argentinien 1982 sind 
gute Beispiele für eine derartige 
Transition. 
2  Aus den Reihen des in den 90er Jah-
ren dominierenden Neoliberalismus 
hat man diese Regime als „populis-
tisch” bezeichnet, obwohl eine derar-
tige Verallgemeinerung für das Peru 
der genannten Epoche zu einem 
schiefen Bild führt. Vielmehr handelte 
es sich um drei demokratische Regie-
rungen und zwei Militärdiktaturen, die 
in unterschiedlichem Maße den ur-
sprünglichen Wirtschaftsvorstellungen 
der CEPAL folgten und verschiedene 
Anstrengungen zur Forcierung der 
nationalen Entwicklung unternahmen. 
Staatsbildungs- und Demokratie-
projekten waren. Entsprechend 
groß sind die Schwierigkeiten 
und Probleme, mit denen sich 
die peruanische Politik gegen-
wärtig konfrontiert sieht. 
In der Regel werden bei einer 
Transition durch Zusammen-
bruch keine Übereinkünfte mit 
den Machthabern der alten Ord-
nung getroffen. Da es sich im 
peruanischen Fall jedoch um ei-
nen Zusammenbruch infolge von 
Korruption und nicht aufgrund 
einer militärischen Niederlage 
handelt, ist sowohl in strukturel-
ler Hinsicht als auch mit Blick 
auf die Eliten des alten Regimes 
eine gewisse Kontinuität zu be-
obachten. Es wurde sogar eine 
rechtliche Kontinuität zu dem 
abgelösten Regime hergestellt, 
indem man die vom Fujimorismo 
im Jahr 1993 erlassene Verfas-
sung akzeptierte und viele Amts-
träger in ihren Funktionen be-
ließ. Mehr noch, in dem Maße, 
wie die Untersuchungen über die 
Korruption voranschreiten, stellt 
sich heraus, dass nicht nur die 
wichtigsten Repräsentanten der 
alten Ordnung in Korruptions-
fälle verwickelt zu sein scheinen, 
sondern auch verschiedene 
Politiker diverser Gruppierungen 
der ehemaligen Opposition. Dies 
lässt darauf schließen, dass das 
System Fujimori einen beträcht-
lichen Teil der Opposition in sei-
ne Regierungsdynamik einge-
schlossen hatte. Daher gibt es 
eine Reihe von Bündnispartnern 
der gestürzten Diktatur, die nach 
wie vor über Verhandlungsmacht 
verfügen.  
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Es besteht auch kein expliziter 
Pakt hinsichtlich des Übergangs. 
Das hängt mit der Art und Weise 
zusammen, wie das Regime 
stürzte, und nicht etwa damit, 
dass man mit dessen Erbe be-
reits aufgeräumt hätte. Viele 
Verbindungen zur unmittelbaren 
Vergangenheit bestehen fort und 
führen dazu, dass sich die einst-
malige Opposition schwer damit 
tut, ein politisches Projekt zu 
entwerfen, das eine klare Alter-
native zum früheren Autorita-
rismus bietet. So entsteht ein 
politisches Vakuum: Das autori-
täre Projekt hat sich verflüchtigt, 
ohne dass bereits ein neues de-
mokratisches Projekt dessen 
Platz eingenommen hätte. 
Worauf ist dieses politische Va-
kuum in der gegenwärtigen Si-
tuation zurückzuführen? Meines 
Erachtens hängt es damit zu-
sammen, dass wir es mit dem 
Scheitern unterschiedlicher poli-
tischer Projekte zu tun haben. 
Auf das Scheitern der Demokra-
tie folgte der Misserfolg der Anti-
Politik und der damit zusam-
menhängenden technokratischen 
und klientelistischen Machen-
schaften. Weder dem einen noch 
dem anderen Projekt gelang eine 
politische Sinnstiftung, welche 
die Konstruktion einer zukünfti-
gen demokratischen Ordnung er-
leichtert hätte. 
Wir haben es also mit einem po-
litischen Vakuum infolge von 
zwei gescheiterten Projekten 
und dem gleichzeitigen Fehlen 
klarer Alternativen zu tun. Ange-
sichts dieser Umstände gibt es 
keinerlei Garantie dafür, dass es 
nicht erneut zu ähnlichen Zu-
sammenbrüchen kommt. Bislang 
zeichnen sich weder Persönlich-
keiten noch Programme ab, die 
einen eindeutigen Weg zur Re-
konstruktion der Demokratie 
weisen könnten. Zweifellos steht 
diese Möglichkeit jedoch offen. 
Wir können gegenwärtig nicht 
nur Lernprozesse beobachten, 
auch die Risiken des gewählten 
Übergangsmodus und des politi-
schen Vakuums sind bekannt. 
II. Das System Fujimori 
Etwas erscheint uns heute viel-
leicht sonderbar: Die Charakteri-
sierung des Systems Fujimori als 
autoritäres Regime war bis zu 
dessen finaler Krise, vielleicht 
bis 1998, eine kontrovers disku-
tierte Frage. Zu dieser Kontro-
verse und der damit zusammen-
hängenden Konfusion hat viel-
leicht auch die Tatsache beige-
tragen, dass der Autoritarismus 
des Systems Fujimori von vielen 
Regimekritikern in sehr allge-
meiner Form als „Diktatur“ be-
zeichnet wurde, ohne auf spezi-
fische Merkmale zu achten, die 
den Fujimorismo von anderen la-
teinamerikanischen Diktaturen, 
beispielsweise von den traditio-
nellen oligarchischen Diktaturen 
oder den bürokratisch-autoritä-
ren Regimen der 60er und 70er 
Jahre unterscheiden. Zu der 
Kontroverse ist es gekommen, 
weil es sich um einen eigentüm-
lichen Typ von Autoritarismus 
handelte: Einen Autoritarismus, 
in dem juristische Formen und 
eine subtile Kontrolle der Medien 
eine zentrale Rolle spielten, um 
dem Regime einen demokrati-
schen Anschein zu verleihen. 
Letztendlich handelte es sich a-
ber um ein autoritäres Regime, 
das sich durch die Willkürherr-
schaft einer Machtclique und die 
Wir haben es also 
mit einem politi-
schen Vakuum in-
folge von zwei ge-
scheiterten Pro-
jekten und dem 
gleichzeitigen Feh-
len klarer Alterna-
tiven zu tun. An-
gesichts dieser 
Umstände gibt es 
keinerlei Garantie 
dafür, dass es 
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konsequente Verhinderung von 
politischem Wettbewerb aus-
zeichnete. 
Der Ursprung der Kontroverse 
hängt mit dem Beginn des auto-
ritären Regimes zusammen. Es 
ging aus einer demokratisch ge-
wählten Regierung hervor und 
erweckte anfänglich den An-
schein von Effizienz – zunächst 
als demokratische Regierung 
und dann als autoritäres Regime 
– bei der Bekämpfung der Prob-
leme Terrorismus und Hyperin-
flation, den beiden Geißeln der 
Demokratie in den achtziger Jah-
ren. Die Suche nach einer Lö-
sung für diese Probleme war für 
die peruanische Gesellschaft in 
der damaligen Situation derart 
wichtig, dass bei einer Mei-
nungsumfrage 82% der Befrag-
ten den Putsch vom 5. April 
1992 befürworteten. Gleichzeitig 
äußerte eine große Mehrheit der 
Befragten die Ansicht, die Pres-
sefreiheit sei für eine Demokra-
tie wichtiger als das Funktionie-
ren der repräsentativen Institu-
tionen.  
Selbst nach dem Staatsstreich 
und der Einberufung von Wahlen 
für einen „Demokratischen Ver-
fassungsgebenden Kongress“ 
(Congreso Constituyente Democ-
rático) gingen einige politische 
Experten davon aus, man habe 
es mit dem Beginn des Über-
gangs zu einer neuen Art von 
Demokratie zu tun - einer de-
mocradura, das heißt einer De-
mokratie mit harter Hand (López 
1994).  
Andere bezeichneten das aus 
dem Staatsstreich hervorgegan-
gene Regime als „delegative 
Demokratie“ (McClintock 1996), 
wobei sie den Putsch bzw. den 
Bruch mit einem demokratischen 
politischen Regime mit präsiden-
tiellem Personalismus und einer 
Geringschätzung der übrigen 
Staatsgewalten verwechselten. 
Was den Fujimorismo als politi-
sches Regime auszeichnete und 
seine Art und Weise der Macht-
ausübung kennzeichnete, war 
die immer stärkere Kontrolle, die 
das Regime über die öffentliche 
Sphäre ausübte. Dies begann 
mit dem anti-politischen und An-
ti-Parteien-Diskurs, mit der Dis-
kreditierung nicht nur der Par-
teien, sondern aller an Politik In-
teressierten; es setzte sich fort 
mit dem Putsch, der Schließung 
des dem Regime nicht wohlge-
sonnenen Parlaments und der 
Etablierung eines vollständig von 
der Regierung beherrschten Par-
laments. Hinzu kam die manch-
mal offene und manchmal subti-
le Kontrolle der Massenmedien, 
insbesondere des Fernsehens, 
schließlich auch noch die selekti-
ve Verfolgung jener Kräfte, die 
sich aufgrund ihres Argumenta-
tionspotenzials als gefährlich 
hätten erweisen können. Diese 
Kontrolle war jedoch nicht im-
mer gleich intensiv, sondern sie 
variierte je nach konjunkturellen 
Erfordernissen. Ein Anstieg der 
Kontrollmaßnahmen war insbe-
sondere ab 1996 zu beobachten, 
als die Bemühungen um eine 
zweite Wiederwahl Fujimoris ein-
setzten. 
Wenn wir uns an die vier grund-
legenden Merkmale halten, die 
Linz und Stepan (1996) zur Un-
terscheidung von unterschiedli-
chen Typen autoritärer Regime 
heranziehen (Pluralismus, Ideo-
logie, Führerschaft und Mobilisie-
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dem Ergebnis: Es handelte sich 
um ein Regime, das sich durch 
ein gewisses Maß an gesell-
schaftlichem und wirtschaft-
lichem Pluralismus auszeich-
nete. Aktivitäten in diesen Berei-
chen wurden toleriert, solange 
sie nicht mit den kurz- und mit-
telfristigen Interessen der 
Machthaber kollidierten. Das 
Ausmaß des politischen Plu-
ralismus war demgegenüber 
noch geringer und nahm im 
Laufe der Zeit weiter ab. In 
ideologischer Hinsicht pflegte 
das Regime einen neoliberalen 
wirtschaftlichen Diskurs, der sich 
an die politischen Bedürfnisse 
der Regierenden anzupassen be-
mühte. Gleichzeitig kam es zu 
einer formalen Betonung der 
hochgradig personalisierten prä-
sidentiellen Führerschaft, die die 
peruanische Politik bereits in der 
Vergangenheit ausgezeichnet 
hatte. Die Führungsrolle des 
Präsidenten war eng verwoben 
mit der Spitze der Streitkräfte 
und der Geheimdienste. Die Mo-
bilisierung der Bevölkerung blieb 
relativ schwach und beschränkte 
sich auf das Funktionieren von 
klientelistischen Netzwerken so-
wie die gelegentliche „Beförde-
rung“ zu politischen Kundgebun-
gen, die der Rückendeckung für 
die vom Regime unterstützten 
Kandidaten dienten. 
Zu dieser Charakterisierung des 
autoritären Regimes muss man 
hinzufügen, dass es zu einer 
Wiederbelebung jener Merkmale 
kam, die sich auf den patrimoni-
alen Staat in Peru beziehen: Da-
zu gehörte zum einen der will-
kürliche Gebrauch der Macht, 
der stets Hand in Hand ging mit 
einer kuriosen Handhabung der 
rechtlichen Normen, welche man 
je nach taktischer Notwendigkei-
ten interpretierte und reinterpre-
tierte. Gleichzeitig kam es zu ei-
nem extensiven Gebrauch öf-
fentlicher Güter und Gelder für 
private Zwecke, was so weit 
führte, dass in vielen Fällen die 
Grenzen zwischen dem Staats-
haushalt und den Gütern und 
Einkommen der Regierenden 
verschwanden.  
Im Hinblick auf den letztgenann-
ten Aspekt ist auf folgendes hin-
zuweisen: In früheren Phasen 
der peruanischen Geschichte, 
vielleicht bis in die erste Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, war die 
Unterscheidung zwischen öffent-
lichen und privaten Haushalten 
nicht besonders klar. Der erneu-
erte Patrimonialismus des Sys-
tems Fujimori ereignete sich je-
doch nach mehreren Jahrzehn-
ten der Bürokratisierung und 
Entwicklung des Staates, die 
sich im gesunden Menschenvers-
tand der Bevölkerung nieder-
schlugen und zu einer allgemei-
nen Ablehnung der illegalen Pri-
vatisierung von öffentlichen Gü-
tern führten. Dies fand seinen 
Ausdruck in der sofortigen und 
massiven Ablehnung, die dem 
Regime nach der Präsentation 
eines Videos entgegenschlug, 
das Vladimiro Montesinos, den 
starken Mann des Regimes, da-
bei zeigte, wie er einen Abge-
ordneten der Opposition be-
stach, damit dieser in die Reihen 
der Unterstützer Fujimoris über-
wechselte. Wir können den Fu-
jimorismo daher als neo-patri-
moniales autoritäres Regime 
charakterisieren, das infolge der 
Berichte über wiederholte und 
ausgedehnte Korruption in sozia-
Es handelte sich 
um ein Regime, 
das sich durch ein 
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len Misskredit und politische Iso-
lierung geriet und letztendlich 
darüber stürzte. 
Aber wer unterstützte dieses 
autoritäre Regime? Eine Koali-
tion aus nationalen und interna-
tionalen Kräften, die Julio Cotler 
als „intermestic“ bezeichnet hat 
und die nur aus der Situation 
heraus verständlich wird, in der 
sich Peru Ende der 80er Jahre 
befand. Es handelte sich um eine 
Allianz zwischen Fujimori und 
der Militärführung mit den inter-
nationalen Finanzorganisationen 
und Rückendeckung durch die 
Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika sowie durch die 
peruanischen Großunternehmer. 
Politische Parteien waren an dem 
Bündnis nicht beteiligt, weder 
die traditionellen Parteien, die 
die peruanische Politik bis in die 
80er Jahre kontrolliert hatten, 
noch neue politische Kräfte, die 
aufgrund des Misskredits, in den 
die traditionellen Parteien gera-
ten waren, nicht entstanden. Bei 
der Bildung der Allianz spielte 
die Eigenschaft Alberto Fujimoris 
als „outsider“ eine besondere 
Rolle, d.h. als Individuum, das 
nicht der politischen Klasse ent-
stammte und das über ein per-
sönliches Prestige verfügte, wel-
ches in anderen Bereichen er-
rungen worden war. Insofern 
war Fujimori auch nicht „ver-
seucht“ durch das Scheitern der 
Parteien und Politiker der 80er 
Jahre. Zudem wird immer deutli-
cher, welche zentrale Rolle der 
Sicherheitsberater Vladimiro 
Montesinos für die Bildung und 
Aufrechterhaltung dieser Allianz 
spielte. Ihm gelang es, eine sehr 
starke Verbindung der Regierung 
Fujimori sowohl mit den Streit-
kräften als auch mit der US-
Regierung zu etablieren. Schließ-
lich traten als Funktionäre der 
Koalition die sogenannten „tec-
nopols“ auf, d.h. Technokraten, 
die in die Politik eintraten und 
dabei die vermeintlich einzigen, 
technischen Lösungen insbeson-
dere für die wirtschaftlichen 
Probleme des Landes mitbrach-
ten. 
Somit handelte es sich um eine 
Interessenkoalition, die zusam-
menfand, um bestimmte Ziele 
durchzusetzen. Den Streitkräften 
ging es um die Bekämpfung der 
terroristischen Subversion von 
Seiten des Leuchtenden Pfades 
(Sendero Luminoso) und des 
MRTA (Movimiento Revoluciona-
rio Túpac Amaru), den Vereinig-
ten Staaten sowohl um die Be-
kämpfung des Terrorismus als 
auch um die Anwendung einer 
neoliberalen Wirtschaftspolitik 
der Marktöffnung, den peruani-
schen Unternehmern um die Un-
terstützung sowohl der Anti-
Terrorismus-Politik als auch des 
Neoliberalismus, von dem sie 
sich Stabilität und Erleichterun-
gen für ihre Geschäfte erhofften. 
Fujimori, der weder über eine 
Partei noch über eindeutige poli-
tische Ziele verfügte, war die 
Persönlichkeit, die diese Interes-
senkoalition benötigte. Er passte 
sich an die mächtigsten Kräfte 
jedes einzelnen Lagers an und 
wurde vom ersten Moment an 
von diesen ihren Notwendigkei-
ten entsprechend geformt. Die 
Allianz verfügte nicht über ein 
gemeinsames Programm, viel-
mehr war man sich wechselseitig 
nützlich, soweit und solange dies 
möglich war. Zu Problemen kam 




Eine Koalition aus 
nationalen und in-
ternationalen 
Kräften, die Julio 
Cotler als „inter-
mestic“ bezeich-
net hat und die 
nur aus der Situa-
tion heraus ver-
ständlich wird, in 
der sich Peru En-
de der 80er Jahre 
befand. 




die Interessen mehr und mehr 
als miteinander unvereinbar er-
wiesen. 
III. Die Dynamik des  
autoritären Regimes 
Die Dynamik des autoritären Re-
gimes wurde durch die Art der 
von ihm betriebenen Politik be-
stimmt, weshalb seine Charakte-
risierung uns eine angemessene 
Periodisierung des Autoritaris-
mus und des Erbes, das er der 
peruanischen Politik hinterlässt, 
erlaubt. Der Fujimorismo berief 
sich auf eine anti-politische Hal-
tung, um sich vom Scheitern der 
demokratischen Politik der 80er 
Jahre zu distanzieren. Er pflegte 
einen Diskurs, der gut zur peru-
anischen Krise passte und 
gleichzeitig dem damaligen Zeit-
geist entsprach. Mit anderen 
Worten: Er propagierte als Ant-
wort auf die Krise der Parteipoli-
tik eine neoliberale Hegemonie, 
die für sich beanspruchte, die 
Politik durch den Markt zu erset-
zen und dem Staat die zentrale 
Rolle innerhalb des sozialen Le-
bens zu entziehen (Lechner 
1996). Den Terminus Anti-Politik 
gebrauchen wir hier auf die ein-
fachst mögliche Art und Weise, 
als diskursive Negation der poli-
tischen Aktivität, indem diese als 
negativ betrachtet wird und ihre 
Vertreter, „die Politiker“, abge-
lehnt werden, weil man ihnen 
gegenüber jeden nur möglichen 
Verdacht hegt. Mag sie sich auch 
noch so „anti“ geben, so verste-
hen wir doch unter dieser Hal-
tung eine weitere Variante des 
politischen Handelns, nur dass 
dieses Handeln zu einer gehei-
men, offiziell negierten Tätigkeit 
wird, die sich hinter verschlos-
senen Türen abspielt und jenes 
Prinzip der Transparenz absolut 
negiert, das sie zu repräsentie-
ren vorgibt. Der letztgenannte 
Aspekt, die Politik als eine im 
Verborgenen ausgeübte Tätig-
keit, sollte von grundlegender 
Bedeutung werden, denn gerade 
dies ermöglichte den Machtha-
bern, sich letztendlich in eine 
kriminelle Bande zu verwandeln, 
die den Staat benutzte, um Akti-
vitäten des organisierten 
Verbrechens betreiben. 
Die Anti-Politik des Systems Fu-
jimori bemühte sich in besonde-
rem Maße darum, die Auswir-
kungen der öffentlichen Debatte 
auf die Regierungspolitik so weit 
wie möglich zu beschränken 
(Conaghan 1996). Sie setzte da-
zu auf eine Strategie zunehmen-
der Kontrolle der Massenmedien, 
die sich auf die Schwäche der 
Zivilgesellschaft und den bereits 
erwähnten Misskredit stützte, 
dem sich die politischen Parteien 
ausgesetzt sahen. Dies führte in 
der Praxis zur Beseitigung der in 
den 80er Jahren im Entstehen 
begriffenen Öffentlichkeit, wel-
che die Aufmerksamkeit der da-
maligen Regierungen wenigstens 
auf die extremsten Formen des 
Machtmissbrauchs gelenkt hat-
te.3 Die Strategie gegenüber den 
Massenmedien setzte nicht auf 
                                                     
3  Ich benutze den Terminus „Öffent-
lichkeit” hier im Sinne von Habermas 
(1991) als „jenen Raum des sozialen 
Lebens, in dem sich die öffentliche 
Meinung herausbildet”. Diese Vorstel-
lung wird ergänzt von María Marván 
(1999), die darauf hinweist, dass „es 
sich um einen Raum handelt, in dem 
die verschiedenen konfligierenden In-
teressen aufeinandertreffen und dis-
kutiert werden, damit durch delibera-
tive Prozesse Konsense und Überein-
künfte erzielt werden können, die für 
alle angemessen und nicht ausgren-
zend sind.” 
Der Fujimorismo 
berief sich auf ei-
ne anti-politische 
Haltung, um sich 
vom Scheitern der 
demokratischen 
Politik der 80er 
Jahre zu distanzie-
ren. Er pflegte ei-
nen Diskurs, der 
gut zur peruani-
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direkte Zensur, sondern auf den 
Einsatz vielfacher Mechanismen 
der Hetze, verhüllter oder direk-
ter Drohungen, steuerlicher Er-
pressung und persönlicher Be-
stechung, um die Selbstzensur 
zu fördern und jene Medien zu 
isolieren, die ihre Unabhängig-
keit behielten. Gegenüber den 
gesellschaftlichen Organisatio-
nen reichte die Haltung von Ko-
optationsversuchen durch Klien-
telismus bis zur offenen politi-
schen Repression gegenüber 
denjenigen Gruppen, die am 
schwierigsten zu überzeugen 
waren. Die Funktionen der politi-
schen Parteien im Sinne einer 
Kanalisierung von gesellschaftli-
chen Interessen und der Erzeu-
gung einer qualifizierten öffentli-
chen Meinung blieben stark ein-
geschränkt, sowohl aufgrund der 
Krise, in der diese sich seit dem 
Ende des vorhergehenden Jahr-
zehnts befanden, als auch infol-
ge der neuen ideologischen He-
gemonie des Neoliberalismus, 
die kaum Spielräume für alter-
native Standpunkte ließ. Ange-
sichts dieser Bedingungen kann 
man von einer blockierten öf-
fentlichen Sphäre sprechen, 
die sich durch einen gewissen 
Austausch von Meinungen zwi-
schen den Eliten auszeichnete, 
aber ohne die Möglichkeit, dass 
die in diesem Rahmen ge-
äußerten Ansichten die tatsäch-
liche Machtausübung beeinflusst 
hätten. Trotz formaler Presse-
freiheit existierte im Peru der 
90er Jahre daher keine wirkliche 
Öffentlichkeit, deren Ansichten 
die Entscheidungen der Regie-
rung beeinflusst hätten. 
Bei der Analyse der Anti-Politik 
(Lynch 1999a) muss zwischen 
drei Phasen unterschieden wer-
den. In einer ersten Phase, die 
vom Wahlkampf des Jahres 1990 
bis zum Staatsstreich von 1992 
dauerte, war die Anti-Politik Teil 
des demokratischen Wettbe-
werbs. Eine zweite Phase, in der 
die Anti-Politik ihren Höhepunkt 
erreichte und sich die staatliche 
Repression ohne Gegengewicht 
von Seiten ihrer Rivalen entwi-
ckelte, reichte vom Putsch des 
Jahres 1992 bis zum August 
1996. Die dritte Phase, die Anti-
Politik in der Krise, begann 1996 
und dauerte bis September 
2000, als Fujimori sich zur Ein-
berufung von Wahlen ohne eige-
ne Beteiligung entschied und 
damit das Ende seines Regimes 
einleitete. 
Phase 1: 1990-1992 
In der ersten Phase wurde die 
Anti-Politik als Ressource im 
Rahmen des Wettbewerbs zwi-
schen verschiedenen demokra-
tischen Akteuren eingesetzt. Ei-
ner der Akteure (Fujimori) warf 
den übrigen vor, „Politik zu ma-
chen“, bezeichnete dies als zent-
rales Defizit ihres öffentlichen 
Handelns und setzte ihre Eigen-
schaft als Politiker mit der von 
gewöhnlichen Verbrechern 
gleich, die entsprechend verfolgt 
werden müssten. Nichtsdesto-
trotz setzten die demokratischen 
Rahmenbedingungen gewisse 
Grenzen, die der outsider mit 
seiner anti-politischen Predigt 
nicht überschreiten konnte.  
Phase 2: 1992-1996 
In der zweiten Phase waren dem 
an die Macht gelangten outsider 
keinerlei Grenzen gesetzt und er 
entfesselte mit den Ressourcen 
des Staates die Verfolgung sei-
Trotz formaler 
Pressefreiheit  
existierte im Peru 












ner Rivalen, die nun nicht mehr 
als Gegner sondern als Feinde 
galten. In der dritten Phase setz-
te er die Repression fort und 
verschlimmerte sie sogar noch, 
aber mit dem Auftauchen von 
bedeutsameren Rivalen wurden 
ihm auch die nicht nur konjunk-
turellen, sondern vielleicht auch 
historischen Grenzen seines 
Handelns aufgezeigt. 
Die seit dem Putsch von 1992 
stattfindende Umwertung der Ri-
valen von Gegnern in Feinde im 
Rahmen der offiziellen Rhetorik 
geschah noch unter dem Einfluss 
des internen Krieges gegen den 
Sendero Luminoso und die MRTA 
und brachte die fast vollständige 
Eliminierung des politischen 
Wettbewerbs mit sich, der durch 
die Konfrontation als Achse der 
politischen Dynamik ersetzt wur-
de.4 Nur aus einer solchen Kon-
zeption heraus, d.h. der Politik 
als Krieg, werden die ständige 
Manipulation der rechtmäßigen 
Ordnung, der wiederholte Rekurs 
auf Wahlbetrug, der offene Ein-
                                                     
4  Der Rekurs auf die Konfrontation hat 
in der peruanischen Politik sehr wich-
tige Vorläufer. Die populistische 
Hegemonie vor dem Putsch des 5. 
April hatte Gestalt angenommen im 
Laufe der Auseinandersetzung mit 
der Oligarchie. Die Dynamik des Par-
teiensystems war selbst in demokra-
tischen Perioden geprägt durch eine 
Dynamik der Konfrontation zwischen 
den Akteuren. Allerdings wurden die 
formalen Regeln des demokratischen 
Spiels in den 80er Jahren mehr oder 
weniger beachtet; 1985 und 1990 
fanden Machtwechsel zwischen zivilen 
Präsidenten statt, die jeweils unter-
schiedlichen Parteien angehörten. Da-
durch konnte sich zumindest ansatz-
weise ein Wählerwettbewerb zwi-
schen verschiedenen Akteuren her-
ausbilden. Nach dem Putsch vom 5. 
April etablierte sich die Konfrontation 
erneut als einziges Stilmittel der poli-
tischen Auseinandersetzung. 
satz von staatlichen Ressourcen 
zur Mobilisierung von politischer 
Unterstützung für die Regierung 
sowie die Hetze gegen die Oppo-
sition und die unabhängigen 
Massenmedien verständlich.5 Die 
grundlegende Idee bestand dar-
in, dass „jedes Mittel recht ist“, 
um die Kontinuität der Herr-
schaftsausübung durch die 
Machthaber zu garantieren. Die 
zu diesem Zweck ergriffenen 
Maßnahmen mögen zwar zur 
Verbesserung des Images des 
Regimes verschleiert worden 
sein, aber von der Sache her be-
stand aus dessen Perspektive 
keinerlei Anlass zur Reue. 
Die Politik der Anti-Politik war 
sehr erfolgreich beim Kampf ge-
gen die Parteien von gestern, die 
ohnehin aufgrund ihres armseli-
gen Handelns in den 80er Jahren 
stark geschwächt waren. Sie 
führte zu einer Reduzierung des 
Stimmenanteils der traditionel-
len Parteien auf ein Drittel bis 
ein Fünftel ihrer traditionellen 
Ergebnisse und bescherte der 
Linken eine fast vollständige  
Eliminierung ihrer Unterstüt-
zung, wenn wir denn den Wahl-
ergebnissen des Jahres 1995 
glauben dürfen. Aber nicht nur 
die traditionellen Parteien waren 
von der Anti-Politik betroffen. 
Der outsider an der Macht sorgte 
auch dafür, dass es niemandem 
                                                     
5  Die 1997 an die Öffentlichkeit gelang-
ten Erklärungen der Geheimdienst-
agenten Leonor La Rosa und María 
Luisa Zanatta hinsichtlich der massi-
ven Telefonüberwachung und der 
Pläne für Hetzkampagnen, Verfolgung 
und Ermordung von oppositionellen 
Politikern und Journalisten durch die 
staatlichen Geheimdienste verschaf-
fen uns eine Vorstellung vom repres-
siven Charakter des Systems Fujimo-
ri. 
Nur aus einer sol-
chen Konzeption 
heraus, d.h. der 
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gelang, ihm seine Führungsrolle 
auf nationaler Ebene streitig zu 
machen. Heute scheint es lange 
her zu sein und fast schon ist es 
aus unserer Erinnerung ver-
schwunden, aber der Oberbür-
germeister von Lima und einge-
fleischte Unabhängige Ricardo 
Belmont wurde kurz vor den 
Wahlen des Jahres 1995 mit Hil-
fe einer Schmutzkampagne der 
Regierung ohne allzu große An-
strengungen seiner Präsident-
schaftsambitionen beraubt. Auf 
Belmont folgte noch im gleichen 
Jahr ein anderer, diesmal be-
rühmter, Unabhängiger, Javier 
Pérez de Cuéllar, der fast als in-
sider geendet hätte aufgrund 
des Images, das die Strategen 
Fujimoris von ihm konstruierten. 
Sie profitierten dabei davon, 
dass Pérez de Cuéllar die Partei-
en der 80er Jahre nicht frontal 
verurteilt hatte. 
Ursachen für den Erfolg der 
„Anti-Politik“ 
Warum konnte die Anti-Politik 
eine derartige Wirksamkeit ent-
falten? Weil ein bedeutender Teil 
der Bevölkerung aufgrund der 
von der Regierung erzielten Er-
gebnisse zwischen 1990 und 
1996 an die Anti-Politik und an 
diejenigen, die sie als effiziente 
Form des Regierens implemen-
tierten, glaubte. Es waren die 
Jahre, in denen die vermeintli-
chen Lösungen für die Probleme 
der politischen Gewalt und der 
wirtschaftlichen Krise die Schon-
frist des Regimes verlängerten 
und es praktisch auf allen Ebe-
nen unangreifbar machten. Zu-
dem stand die in dieser Phase 
zur Schau gestellte Regierbarkeit 
in deutlichem Kontrast zu der 
Unregierbarkeit, die die Parteien 
in den 80er Jahren verursacht 
hatten, weshalb die Opposition 
sich auf diejenigen reduzierte, 
die an die konstitutionelle De-
mokratie „glaubten“. 
Als Legitimationsquelle für die 
Regierungspolitik spielte der 
Putsch vom April 1992 eine sehr 
wichtige Rolle. Dieser Staats-
streich ermöglichte eine allge-
meine Änderung der politischen 
Spielregeln. Die Rolle derjenigen 
Akteure, die in das legal-demo-
kratische Spiel einbezogen ge-
wesen waren, änderte sich ge-
nauso wie die Situation derjeni-
gen Kräfte, die wie die Streit-
kräfte, die Großunternehmer und 
die internationalen Finanzorgani-
sationen von außerhalb des Par-
teiensystems eine anti-systemi-
sche Position eingenommen hat-
ten. Der Putsch ermöglichte es 
der Regierung auch, der partei-
politischen Opposition jede poli-
tische Beteiligung zu verweigern. 
Von nun an spielte die Fähigkeit 
der Regierung, vermeintliche Lö-
sungen für die Probleme des 
Landes zu präsentieren, eine 
zentrale Rolle. Demgegenüber 
kam der Legitimation durch Ge-
setze nur noch eine untergeord-
nete Bedeutung zu. 
Trotzdem unternahm das Re-
gime nach dem 5. April eine Rei-
he von Anstrengungen, um sich 
eine eigene rechtliche Legitima-
tion zu verschaffen. Anlässlich 
eines Außenministertreffens der 
OAS (Organisation Amerikani-
scher Staaten) im August 1992 
wurde ein Abkommen namens 
Acuerdo de las Bahamas unter-
zeichnet, in dem sich die Regie-
rung dazu verpflichtete, zusam-
men mit den Oppositionspartei-
en einen politischen Ausweg aus 
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der Krise zu suchen. Diese Zu-
sage wurde nie erfüllt. Es folgte 
die Einberufung des „Demokrati-
schen Verfassungsgebenden 
Kongresses“, der angesichts der 
Nichterfüllung des Acuerdo de 
las Bahamas von der Mehrheit 
der Oppositionsparteien boykot-
tiert wurde und dessen Regeln 
man vor den Wahlen mehrfach 
änderte. Im Oktober 1993 fand 
dann das Verfassungsreferen-
dum statt, von dem selbst die 
Mitglieder der Nationalen Wahl-
jury zugaben, dass die Ergebnis-
se zugunsten des „ja“ geändert 
worden seien.  
Vor den allgemeinen Wahlen des 
Jahres 1995 erhöhte die Regie-
rung die Staatsausgaben und 
machte damit alle mit dem IWF 
vereinbarten Sparmaßnahmen 
hinfällig, was nur möglich war, 
weil der IWF beide Augen zu-
drückte. Auch die Weltbank rea-
gierte nicht, als die Regierung 
Fujimori Weltbankkredite in Hö-
he von Hunderten Millionen Dol-
lar für ihren Wahlkampf ausgab. 
Hinzuweisen ist außerdem auf 
zahlreiche Anzeigen wegen Un-
regelmäßigkeiten bei der Durch-
führung der Wahlen, denen auf-
grund des geringen Interesses 
von Seiten der Wahlbeobachter 
und der fehlenden Unterstützung 
durch die Bevölkerung kaum 
nachgegangen wurde. 
Der Acuerdo de las Bahamas, 
der Demokratische Verfassungs-
gebende Kongress, das Referen-
dum und die Wahlen von 1995 
waren Versuche, dem Regime 
eine größere Legitimation zu 
verschaffen. Allerdings handelte 
es sich dabei um halbherzige 
Versuche, die aufgrund der Kon-
trollbedürfnisse des Regimes re-
gelmäßig umgangen wurden. 
Dies gilt auch für die neue Ver-
fassung, die 1993 „angenom-
men” wurde. Sie hätte zur Hand-
lungsgrundlage für die Regie-
rung des 5. April werden müs-
sen, aber sie wurde fast von Be-
ginn an systematisch verletzt, 
damit das Regime die Pläne sei-
ner Perpetuierung an der Macht 
realisieren konnte.  
Phase 3: 1996-2000 
Im August 1996 begann die drit-
te Phase des Fujimorismo. Sie 
zeichnete sich dadurch aus, dass 
sich die politischen Effekte der 
anfänglichen Leistungen der Re-
gierungspolitik abnutzten. Die 
„makroökonomische Stabilität” 
führte nicht zu einer Wiederbe-
lebung von Produktion und Löh-
nen und die Erinnerung an die 
militärische Niederschlagung der 
terroristischen Gewalt schwand 
aus dem Gedächtnis der Bevöl-
kerung. Im August 1996 verab-
schiedete der Kongress das „Ge-
setz über die authentische Inter-
pretation der Verfassung von 
1993”,6 mit dem eine zweite 
Wiederwahl des Präsidenten er-
möglicht wurde.  
Wir können die dritte Phase ih-
rerseits in zwei Etappen eintei-
len. Eine erste Etappe dauerte 
vom August 1996 bis zum 
9.4.2000. Sie zeichnete sich 
durch beginnende Proteste 
                                                     
6  Nach Ansicht der meisten peruani-
schen Verfassungsrechtler handelte 
es sich dabei um eine willkürliche In-
terpretation der Verfassung von 
1993, denn es wurde davon ausge-
gangen, dass die Zählung der zwei 
Fujimori möglichen Präsidentschafts-
perioden erst 1995 einzusetzen habe, 
als die neue Verfassung schon in 
Kraft war, und nicht 1990, mit dem 
Jahr seiner ersten Wahl, unter der 
Gültigkeit einer anderen Verfassung. 
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gegen die Möglichkeit einer er-
neuten Wiederwahl Fujimoris 
aus. Die zweite Etappe begann 
damit, dass die demokratische 
Opposition ab dem 9. April des 
Jahres 2000 in die politische Of-
fensive ging, zum ersten Mal seit 
dem Putsch vom April 1992. Sie 
dauerte bis zum 16. September 
2000, jenem Tag, an dem Fuji-
mori vorgezogene Neuwahlen 
ohne eigene Beteiligung ankün-
digte und damit sein erst kurz 
zuvor angetretenes Mandat 
drastisch verkürzte. Zwei Mona-
te später, Mitte November 2000, 
floh Fujimori nach Japan, wo er 
sich nach wie vor aufhält. Diese 
zweite Etappe war bestimmt von 
Demonstrationen, öffentlichen 
Protesten über Wahlbetrug und 
der – letztlich erfolgreichen – 
Forderung nach Neuwahlen.  
Die Antwort auf das im August 
1996 verabschiedete „Gesetz 
über die authentische Interpre-
tation der Verfassung” ließ nicht 
lange auf sich warten. Diverse 
bürgerliche, soziale und sekto-
riale Bewegungen gegen die 
Wiederwahl nahmen die Arbeit 
auf. Das „Demokratische Forum“ 
(Foro Democrático) ergriff die  
Initiative für ein Referendum ge-
gen den Versuch der Wiederwahl 
und sammelte dazu zwei Millio-
nen Unterschriften. Jugendorga-
nisationen organisierten 1997 
und 1998 große Demonstratio-
nen als Antwort auf die Übergrif-
fe gegen die demokratischen In-
stitutionen, v.a. gegen das Ver-
fassungsgericht. Auch der ge-
werkschaftliche Kampf erfuhr ei-
ne Reaktivierung, wobei insbe-
sondere die Interessenvertre-
tungen der Beschäftigten des 
Baugewerbes und der Lehrer ini-
tiativ wurden. Schließlich ent-
stand eine bedeutende Bewe-
gung zur regionalen Dezen-
tralisierung, die sich fast auf das 
ganze Land ausdehnte und For-
derungen nach regionaler 
Autonomie mit der Ablehnung 
der Wiederwahl verband. 
Bei diesen Mobilisierungen spiel-
ten auch einige Hörfunksender, 
Printmedien und Fernsehkanäle 
eine wichtige Rolle. Dies geschah 
trotz der fast absoluten Kontrol-
le, die das autoritäre Regime 
insbesondere über die frei zu 
empfangenden Fernsehkanäle 
ausübte. Aufgrund der Abwe-
senheit anderer Medien spielten 
im Landesinneren die Radio-
kanäle eine besondere Rolle. Die 
Presse, darunter vor allem einige 
seriöse Tageszeitungen wie La 
República und El Comercio sowie 
die Zeitschrift Caretas, zu denen 
sich Ende 1999 noch die Tages-
zeitung Liberación gesellte, litt 
zwar unter der wirtschaftlichen 
Krise und der Vorherrschaft des 
Fernsehens, doch spielte auch 
sie eine wichtige Rolle für die O-
rientierung der öffentlichen Mei-
nung. Im Hinblick auf das Fern-
sehen sind zwei besondere Fälle 
hervorzuheben. In den Jahren 
1996 und 1997 gewann Kanal 2 
eine große Bedeutung, bis er 
seinen Eigentümern entrissen 
wurde. In den Jahren 1997 und 
1998 spielte das zunächst auf 
Kanal 9 und später auf Kanal 13 
ausgestrahlte Programm des 
Journalisten César Hildebrant ei-
ne wichtige Rolle, bis es letzt-
endlich ebenfalls eingestellt wer-
den musste. Alle genannten Me-
dien waren sehr wichtig für die 
Verbreitung von journalistischen 
Untersuchungen, die auf die Kor-
Die Antwort auf 
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ruption hinwiesen und über das 
Funktionieren des repressiven 
Apparates des Systems Fujimori 
berichteten.  
Der Regierungsapparat reagierte 
mit Zynismus und offenen An-
griffen auf die journalistischen 
Untersuchungen. Viele Journalis-
ten, die es wagten, die schwieri-
gen Themen anzugehen, sahen 
sich mit Klagen konfrontiert, die 
die Regierung gegen sie ein-
reichte.7 
Die zunehmende gesellschaftli-
che Mobilisierung weckte sofort 
große Illusionen.  
Zum einen, weil es sich um Mei-
nungsäußerungen der Gesell-
schaft nach fast einem Jahrzehnt 
des Schweigens handelte, in 
dem die peruanische Bevölke-
rung einen der gewaltigsten 
Strukturanpassungsprozesse La-
teinamerikas und das Ende des 
„schmutzigen Krieges“ gegen 
den Terrorismus des Sendero 
Luminoso ertragen hatte.  
Zum anderen, weil sich ein neu-
er Diskurs zu entwickeln begann, 
der vor allem während der Mobi-
lisierung für das Referendum 
und bei Aktivitäten der Jugend-
organisationen spürbar wurde. 
Im Unterschied zu den gesell-
schaftlichen Mobilisierungen vor-
hergehender Jahrzehnte handel-
te es sich um einen gemäßigten 
                                                     
7  Eine Ausnahme war die Ermordung 
von „La Cantuta” Anfang des Jahr-
zehnts. Aufgrund des außergewöhn-
lichen Spürsinns der Journalisten, die 
die Tat anzeigten, und des noch nicht 
besonders perfektionierten Repressi-
onsapparates des Systems Fujimori 
musste die Regierung den Prozess 
gegen die für die Tat Verantwortli-
chen und ihre Verurteilung akzeptie-
ren. Einige Zeit später wurden sie al-
lerdings von den autoritären Macht-
habern begnadigt. 
Diskurs, der auf die Verteidigung 
des Rechtsstaates und der de-
mokratischen Institutionen ab-
zielte, für Toleranz eintrat und 
sich eindeutig gegen die Korrup-
tion aussprach.  
Derart eindeutige Aussagen sind 
mit Blick auf die Mobilisierungs-
kampagnen der Gewerkschaften 
und der regionalen Bewegungen 
nicht möglich, aber diese bewie-
sen eine Fähigkeit zur Herausbil-
dung von Koalitionen, wie es sie 
ebenfalls in der Vergangenheit 
nicht gegeben hatte. In diesem 
Sinne ragte der Gewerkschafts-
dachverband CGTP (Confedera-
ción General de Trabajadores del 
Perú) heraus, dem es gelang, 
breite Fronten für spezifische 
Mobilisierungskampagnen zu bil-
den und sogar eine Paralysie-
rung des gesamten Landes zu 
erreichen. Der erneuerte Diskurs 
weckte Hoffnungen auf eine 
„neue Politik“, die sich sowohl 
von den alten parteipolitischen 
Mustern als auch von der Anti-
Politik des autoritären Regimes 
unterscheiden würde; eine Poli-
tik, aus der endlich die Vorstel-
lung vom Anderen als Feind, den 
es zu eliminieren gilt, verbannt 
würde. Vielleicht waren die Hoff-
nungen verfrüht, aber bereits 
diese Ansätze stellen wichtige 
Elemente dar, die es bei der 
Gestaltung des Weges zur Re-
konstruktion eines demokrati-
schen Parteiensystems zu be-
rücksichtigen gilt. 
Die zunehmende Mobilisierung 
der peruanischen Gesellschaft 
deutete zum ersten Mal in den 
90er Jahren die Möglichkeit für 
eine Rückkehr zur Demokratie 
an. Selbst die Regierung schien 
einige Wochen lang diese Bot-
Der Regierungs-
apparat reagierte 
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Botschaft verstanden zu haben. 
Mitte 1998 ernannte sie einen 
ehemaligen Oppositionellen, Ja-
vier Valle Riestra, zum Vorsit-
zenden des Ministerrats. Die Mo-
bilisierungskampagnen verloren 
jedoch an Intensität und es ge-
lang nicht, valide und alternative 
politische Gesprächs- und Ver-
handlungspartner hervorzubrin-
gen. Zudem zeigte sich, dass die 
Ernennung von Valle Riestra le-
diglich ein weiteres „Ablenkungs-
manöver“ gewesen war. Inner-
halb von fünf Wochen war er 
wieder von der Bildfläche ver-
schwunden und die vermeintli-
che Öffnung  beendet. 
Die beschriebenen Formen des 
kollektiven Handelns bezogen 
sich zwar immer auf spezifische 
Aspekte, insgesamt waren sie 
aber Ausdruck eines in unter-
schiedlichen Orten und Sektoren 
des Landes vorhandenen starken 
Partizipationswilllens. Allerdings 
handelte es sich um eine blo-
ckierte Partizipation, der es 
nicht gelang, sich in Form einer 
oder mehrerer neuer politischer 
Parteien oder einer Erneuerung 
bestehender politischer Kräfte 
Ausdruck zu verschaffen. Nach 
vielen Jahren der ausschließlich 
von den Machthabern herbeige-
führten repressiven Mobilisie-
rungen entwickelte sich somit 
eine Mobilisierung seitens der 
Bevölkerung. Aber durch diese 
neuen Mobilisierungen gelang 
weder die Artikulation noch die 
Aggregation von Politiken.  
Die Entstehung neuer  
nationaler Bewegungen 
Gleichzeitig entstanden neue na-
tionale Bewegungen, deren Füh-
rungspersönlichkeiten Ambitio-
nen für die Präsidentschaftswah-
len des Jahres 2000 anmeldeten. 
Die einflussreichsten von ihnen 
waren Alberto Andrade mit So-
mos Perú, Luis Castañeda mit 
Solidaridad Nacional und Ale-
jandro Toledo mit Perú Posible. 
Sie bezeichneten sich als Unab-
hängige, allerdings existierte 
kein Parteiensystem mehr, ge-
genüber dem sie sich als unab-
hängig betrachten konnten. Zu-
dem ähnelten sie in ihrem politi-
schen Stil zum Teil durchaus 
dem „Unabhängigen“ an der 
Macht. Diese „zweite Generati-
on” von Unabhängigen folgte 
den von Fujimori etablierten po-
litischen Mustern und war die-
sem ähnlicher als den alten Par-
teien, einmal abgesehen davon, 
dass sie sich im Diskurs unter-
schieden und einen demokrati-
schen Wandel für den Fall ver-
sprachen, dass sie die Wahlen 
gewinnen sollten. 
Diesen Bewegungen fehlen die 
gesellschaftlichen Wurzeln der 
alten politischen Parteien. Sie 
sind aber auch nicht derart un-
beschriebene Blätter, wie dies 
bei Fujimori bei dessen Auftau-
chen der Fall war, was ihm da-
mals erlaubte, innerhalb kürzes-
ter Zeit die Sympathie eines be-
deutenden Teils der Bevölkerung 
zu erlangen, der auf politische 
Repräsentation hoffte. Der 
Rückhalt der neuen Unabhängi-
gen seitens der Bevölkerung ist 
daher sehr schwankend und 
hängt eher mit Stimmungen der 
Wählerschaft zusammen, als 
dass er das Ergebnis eines ideo-
logischen Profils oder einer aus-
gedehnten Organisationsarbeit 
wäre. Aufgrund der Wahlergeb-
nisse behielten nur zwei der drei 
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deutung: Perú Posible wegen 
des hohen Stimmenanteils, der 
auf den Präsidentschaftskandi-
daten Alejandro Toledo entfiel, 
und Somos Peru aufgrund der 
relativ guten Organisation sowie 
der Tatsache, dass der führende 
Kopf, Alberto Andrade, Bürger-
meister von Lima ist. Solidaridad 
Nacional ist verschwunden, so-
wohl wegen des Scheiterns ihres 
Präsidentschaftskandidaten als 
auch wegen der Abspaltung ei-
ner Gruppe von fünf Abgeordne-
ten, die im Jahr 2000 für die 
Bewegung gewählt worden wa-
ren. 
Die politische Haltung der 
neuen Unabhängigen 
Im Hinblick auf die politische 
Haltung der Unabhängigen der 
zweiten Generation muss man 
zwei Phasen unterscheiden. Die 
erste Phase war durch politische 
Ambivalenz geprägt, in der zwei-
ten Phase sprachen sie sich 
deutlich gegen den Fujimorismo 
aus.  
a) Die Ambivalenz äußerte sich 
darin, dass sie nicht mit aller 
Deutlichkeit einen alternativen 
Weg zu dem herrschenden Re-
gime vorschlugen, solange sie 
keine Möglichkeit für einen Sieg 
über den Fujimorismo sahen. 
Insbesondere traten sie nicht für 
den Beginn eines Übergangspro-
zesses zur Demokratie ein, der 
neue Spielregeln mit sich ge-
bracht hätte, z.B. eine Rückkehr 
von der Konfrontation zum poli-
tischen Wettbewerb. An dieser 
Haltung änderte sich erst etwas, 
nachdem die Regierung den Un-
abhängigen durch massiven 
Wahlbetrug direkt geschadet 
hatte. 
Auch als im Vorfeld des Präsi-
dentschaftswahlkampfes aus den 
Reihen der Bevölkerung Stim-
men laut wurden, die einen ge-
meinsamen Kandidaten der Op-
position forderten, ließ sich kei-
ner der Unabhängigen darauf 
ein. Keiner von ihnen verfügte 
über die Sicherheit, dass er wei-
terhin eine Führungsposition 
einnehmen würde oder doch 
wenigstens in Zukunft noch ein 
relevanter Politiker sein würde. 
Dies hängt damit  zusammen, 
dass es sich bei allen um Phä-
nomene der öffentlichen Mei-
nung handelte, denen es an ei-
ner soliden politischen Organisa-
tion und an einem Diskurs man-
gelte, der sie auf irgendeine Art 
und Weise untereinander oder 
gegenüber dem Regierungskan-
didaten unterschieden hätte. Ei-
ne etwaige Popularität bedeutete 
daher für jeden von ihnen eine 
„Viertelstunde des Ruhms“, den 
es so viel wie möglich auszukos-
ten galt. Anders als die Politiker 
früherer Zeiten, die Parteien an-
gehörten, welche über eine ge-
wisse Tradition verfügten, besa-
ßen die neuen Unabhängigen 
keinerlei Garantie dafür, dass sie 
über die konjunkturelle Situation 
hinaus noch irgendeine Bedeu-
tung haben würden. Sie konnten 
sich daher nicht den Luxus er-
lauben, auf die Möglichkeiten 
des Augenblicks zu verzichten. 
Insofern agierten sie anders als 
beispielsweise Haya de la Torre, 
der im Jahr 1962 auf seinen Sieg 
bei den Präsidentschaftswahlen 
verzichtete, um den Weg für 
Neuwahlen frei zu machen. Auch 
Fernando Belaúnde hatte 1978 
eine Teilnahme seiner Partei an 
den Wahlen zur Verfassungs-
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lehnt, weil keine ausreichenden 
Garantien für Wahlen ohne Ein-
mischung von Seiten der Streit-
kräfte gegeben waren. 
b) Die Haltung der Unabhängi-
gen änderte sich nach der ersten 
Runde der allgemeinen Wahlen 
des Jahres 2000, als sich die 
Möglichkeit abzeichnete, dass 
man „den Unabhängigen“ an der 
Macht besiegen könnte. Selbst 
die Regierung musste zugeste-
hen, dass einer der neuen Oppo-
sitionsführer eine beträchtliche 
Anzahl von Stimmen erhalten 
hatte: Alejandro Toledo mit Perú 
Posible. Die veränderte Haltung 
der Regierung wurde auch durch 
die außergewöhnlichen Massen-
demonstrationen gefördert, mit 
denen die Bevölkerung noch am 
Wahltag ihren Protest gegen den 
Wahlbetrug durch die Regierung 
zum Ausdruck brachte. Mehr als 
80.000 Menschen versammelten 
sich in Lima, um der demo-
kratischen Opposition und vor 
allem Alejandro Toledo den Rü-
cken zu stärken. Diese Kundge-
bung und die auf Toledo trotz al-
ler Probleme im ersten Wahl-
gang entfallenen Stimmen er-
möglichten es der Opposition 
nicht nur, wieder die Initiative zu 
ergreifen, sondern sogar in die 
politische Offensive zu gehen, 
nachdem man den größten Teil 
der 90er Jahre in der Defensive 
verbracht hatte. Mehr noch, die-
se Offensive verfügte in Ale-
jandro Toledo über eine – zu-
mindest zeitweise unumstrittene 
– Führungspersönlichkeit. Diese 
Situation kennzeichnete den  
Übergang zu einer zweiten Etap-
pe der Krise der Anti-Politik, in 
der sich die autoritäre Macht mit 
der offenen politischen Heraus-
forderung durch eine konkrete 
Alternative konfrontiert sah. 
Soziale, bürgerliche und sektori-
ale Bewegungen und die „neuen 
Unabhängigen“ mit ihren natio-
nalen politischen Bewegungen 
bilden allerdings so etwas wie 
parallele Strömungen, die zwar 
gelegentlich aufeinander ange-
wiesen sind, aber nur wenige 
Berührungspunkte aufweisen. 
Die einen bilden so etwas ähnli-
ches wie den Teil einer mobili-
sierten Zivilgesellschaft, die an-
deren sind der oppositionelle Teil 
einer bankrotten politischen Ge-
sellschaft, die dieser im Hinblick 
auf einige Stilformen ähneln, 
aber mit dem Präsidentschafts-
kandidaten über Kreuz liegen. 
Die Sprachlosigkeit zwischen den 
beiden Lagern ist so groß, dass 
bei den Wahlen des Jahres 2000 
vermeintlich an einer Dezentrali-
sierung des politischen Systems 
interessierte Kandidaten wie 
Andrade oder Salas8 weder der 
Bewegung der regionalen Fron-
ten größere Aufmerksamkeit 
widmeten, noch – von Aus-
nahmen abgesehen – größeres 
Interesse daran zeigten, deren 
Führungspersönlichkeiten in ihre 
Kandidatenlisten für die Parla-
mentswahlen aufzunehmen.  
Dieser geringe Einfluss der peru-
anischen Zivilgesellschaft auf die 
organisierte Politik ist ein schon 
seit langem zu beobachtendes 
Phänomen. Nicht nur die Re-
                                                     
8  Salas trat als Kandidat eines Bünd-
nisses mit dem Namen Avancemos  
(Lasst uns voranschreiten) an, das in 
Verbindung mit der konservativen 
katholischen Gruppe Opus Dei stand. 
Nach den Wahlen akzeptierte er das 
Angebot, Präsident des Ministerrates 
der am 28. Juli 2000 vereidigten drit-
ten Regierung Fujimori zu werden. 
Soziale, bürgerli-
che und sektoriale 
Bewegungen und 
die neuen Unab-
hängigen mit ihren 
nationalen politi-
schen Bewegungen 
bilden allerdings so 
etwas wie parallele 
Strömungen, die 
zwar zusammenar-








gierung Fujimori schenkte diesen 
Bewegungen keinerlei Beach-
tung, auch die parlamentarische 
Opposition tat dies nicht. Wenn 
sie sich überhaupt an zivilgesell-
schaftlichen Mobilisierungen be-
teiligte, dann in den meisten Fäl-
len mit dem Verdruss eines Ein-
geladenen, der sich weder in 
seinem eigenen Haus noch in 
dem seiner Freunde befindet. Zu 
dieser Sprachlosigkeit kommt 
noch das Phänomen des „Über-
läufertums“ hinzu, d.h. der 
Übertritt von oppositionellen 
Parlamentariern zur Regierungs-
koalition. Darin zeigt sich nicht 
nur die Schwäche der nationalen 
Bewegungen der neuen Unab-
hängigen, sondern auch die ab-
solute Respektlosigkeit vieler 
Parlamentarier gegenüber dem 
Willen der Wähler. 
Möglicherweise zeichnete sich 
mit der massiven Präsenz der 
Bürger bei den Kundgebungen 
des erfolgreichsten Oppositions-
kandidaten, Alejandro Toledo, 
zwischen dem ersten Wahlgang 
und der dritten Vereidigung Fu-
jimoris als Präsident am 28. Juli 
2000 ein Wandel der Beziehun-
gen zwischen Gesellschaft und 
Politik ab.9 Eine wachsende An-
                                                     
9  Der 28. Juli 2000 war der dritte Tag 
einer Demonstration unter dem Motto 
La Marcha de los Cuatro Suyos (der 
Marsch der vier Seinigen), zu der Ale-
jandro Toledo aufgerufen hatte, um 
dagegen zu protestieren, dass Fuji-
mori zum dritten Mal als Präsident 
Perus vereidigt wurde. Der Erfolg des 
Aufrufs war an den ersten beiden Ta-
gen, dem 26. und 27. Juli, ganz au-
ßergewöhnlich; allein am 27.7. folg-
ten ihm 150.000 Personen. Am 28. 
Juli, dem Tag der Vereidigung Fuji-
moris, schlugen die Demonstrationen 
jedoch in Gewalt um, zahlreiche Ge-
bäude im Zentrum Limas wurden in 
Brand gesteckt. Regierung und Oppo-
sition warfen sich gegenseitig vor, für 
zahl von Personen beteiligte sich 
an unterschiedlichen Orten des 
Landes an den Demonstrationen. 
Indes handelte es sich um eine 
zwar massive, aber nur gering 
organisierte Präsenz, die mehr 
Ausdruck der allgemeinen Ent-
rüstung angesichts des Wahlbe-
trugs als die artikulierte Rücken-
deckung für eine spezifische po-
litische Alternative war. Wir ha-
ben es also mit einer Opposition 
zu tun, in der kaum Verbindun-
gen existieren zwischen den 
fragmentierten sozialen Bewe-
gungen einerseits und Persön-
lichkeiten, die ihre politischen 
Gelegenheitsbewegungen bilden 
andererseits. Und man kann den 
Eindruck gewinnen, dass seit 
dem Wahlprozess des Jahres 
2000 zu wenig Zeit vergangen 
ist, als dass sich ein neues, an-
deres Produkt hätte herausbilden 
können. 
IV. Der Zusammenbruch des 
autoritären Regimes 
Am 28. Juli 2000 trat Fujimori 
sein drittes Mandat als peruani-
scher Präsident an. Das Regime 
war jedoch bereits tödlich ver-
wundet und es sollte nur vier 
weitere Monate Bestand haben. 
Die augenscheinliche momenta-
ne Stärke des Regimes fand ih-
ren Ausdruck in der öffentlichen 
Unterstützung durch die Streit-
kräfte fand und in der relativen 
Akzeptanz des Wahlbetrugs 
durch die internationale Gemein-
schaft, die den „Sieg“ Fujimoris 
anlässlich des Außenminister-
                                                                    
die Ausschreitungen verantwortlich 
zu sein. Wenige Tage nach den Ereig-
nissen verdichteten sich allerdings die 
Indizien dafür, dass es sich um be-
wusste Provokationen von Seiten der 
Regierung handelte. 
Wir haben es also 
mit einer Oppo-
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treffens der OAS im kanadischen 
Windsor im Juni 2000 nicht offen 
verurteilte. Dadurch hatte man 
auf Seiten der Machthaber das 
Gefühl, man könne so weiterma-
chen wie bisher. Aber die feh-
lende Legitimation der Regierung 
sorgte dafür, dass es innerhalb 
kurzer Zeit erneut zu massiven 
Protesten kam und die bisheri-
gen Verbündeten sich definitiv 
von Fujimori lossagten. Die 
rechtliche Legitimation des Re-
gimes lag wegen der wieder-
holten Verstöße gegen die neue 
Verfassung in Scherben. Zudem 
schwand aufgrund der zuneh-
menden wirtschaftlichen und so-
zialen Krise auch die ergebnis-
orientierte Legitimation des Sys-
tems. 
Zum Auslöser für die finale Krise 
des Regimes wurde am 21. Au-
gust 2000, weniger als einen 
Monat nach Beginn der dritten 
Amtszeit Fujimoris, die Auf-
deckung von Waffenlieferungen 
an die kolumbianische Guerilla-
gruppe FARC, in die Vladimiro 
Montesinos und seine Freunde in 
der Führung der Streitkräfte 
verwickelt waren. Erschwerend 
wirkte sich aus, dass die Aufde-
ckung dieser Operation zu einem 
Zeitpunkt stattfand, als sich die 
gesamte Andenregion in einer 
tiefen Krise befand und die He-
gemonialmacht der Zone, die 
Vereinigten Staaten, sich um ei-
nen Ausweg aus der Gewalt auf 
der Grundlage des sogenannten 
Plan Colombia bemühte. In die-
ser Situation sorgte der offen-
sichtlich von Montesinos organi-
sierte Waffenhandel mit den 
FARC für erhebliche Missstim-
mung bei der nordamerikani-
schen Regierung, die sich dazu 
veranlasst sah, ihre privilegierte 
Beziehung mit dem „Berater“ 
drastisch zu überprüfen. Der 
Verlust dieser entscheidenden 
Machtquelle führte auch zu einer 
wachsenden Isolierung Monte-
sinos innerhalb der Streitkräfte, 
was seine spätere Entmachtung 
erleichterte.  
Gleichzeitig sank infolge der 
Aufdeckung des Waffenhandels 
die ohnehin schon geringe 
Glaubwürdigkeit des Regimes in 
den Augen der peruanischen öf-
fentlichen Meinung noch weiter. 
So wie die Dinge standen, zeig-
ten sich jetzt die verschärften 
strukturellen Probleme eines Re-
gimes, das nur drei Wochen zu-
vor noch stark erschienen war. 
Die gravierende Machterosion 
setzte sich fort und läutete den 
Anfang vom Ende des Regimes 
ein. 
Drei Wochen später, am 14. 
September, explodierte die Bom-
be, die nach zehn Jahren das 
Ende des Fujimorismo bedeu-
tete. Ein Kanal des Kabelfernse-
hens strahlte ein Video aus, das 
Vladimiro Montesinos dabei zeig-
te, wie er einem designierten 
Parlamentsabgeordneten der 
Opposition 15.000 Dollar über-
reichte, damit dieser in die Rei-
hen der Regierung überwechsel-
te. Alle verdächtigten die Regie-
rung der Korruption und es gab 
vielfache Indizien dafür. Aber die 
öffentliche Vorführung der Kor-
ruption führte dazu, dass sich 
die geringe Glaubwürdigkeit des 
politischen Regimes gegenüber 
der Bevölkerung in eine drü-
ckende Ablehnung der Präsenz 
Fujimoris und seiner Freunde an 
der Macht verwandelte. Zwei 
Tage später richtete sich Fujimo-
Die rechtliche Legi-
timation des Re-
gimes lag wegen 
der wiederholten 
Verstöße gegen die 














ri an die Bevölkerung und kün-
digte Neuwahlen an, an denen er 
sich selbst nicht beteiligen wer-
de. Die beiden folgenden Monate 
bis zum 22. November, an dem 
Kongresspräsident Valentín Pani-
agua als Präsident der Republik 
vereidigt wurde, waren geprägt 
durch die Auseinandersetzung 
darüber, wer das Steuer wäh-
rend der Übergangsphase in der 
Hand halten würde, Fujimori  
oder die demokratische Oppo-
sition. Letztendlich setzte sich 
die Opposition durch, indem sie 
innerhalb des Kongresses eine 
neue Mehrheit zustandebrachte 
und auch die Exekutivmacht ü-
bernahm. 
Alberto Fujimori setzte, sogar 
mit anfänglicher Rückendeckung 
durch einen bedeutenden Teil 
der Opposition, auf eine verhan-
delte Transition, die ihm einen 
Abgang ohne Unannehmlichkei-
ten ermöglichen sollte.10 Er be-
mühte sich um einen Immuni-
tätspakt, der die in die Terroris-
mus- und Drogenbekämpfung – 
und, wie sich später zeigen soll-
te, in gravierende Fälle der ille-
galen Bereicherung – involvierte 
Führung der Streitkräfte vor 
Strafverfolgung schützen sollte. 
Dieser Vorschlag ging davon 
aus, dass Fujimori allein, ohne 
Vladimiro Montesinos, dazu in 
der Lage sein würde, den  
Übergangsprozess zu lenken. 
Indes berücksichtigte er nicht, 
dass Montesinos sich hartnäckig 
an die Macht klammern würde. 
Mit jedem weiteren Schritt geriet 
                                                     
10  Es handelte sich um die jetzigen Prä-
sidentschaftskandidaten Lourdes Flo-
res und Fernando Olivera, die von der 
Notwendigkeit sprachen, Fujimori im 
Amt zu halten, um die politische Sta-
bilität des Landes zu garantieren. 
Fujimori noch stärker in Miss-
kredit. Zunächst scheiterte er 
mit dem Versuch, Montesinos zu 
einem freiwilligen Machtverzicht 
zu überreden, dann war er nicht 
dazu in der Lage, ihn gefangen 
nehmen zu lassen. Ende Oktober 
bestätigte die Regierung der 
Schweiz dann Berichte, nach de-
nen Montesinos dort über Bank-
guthaben in Höhe von 48 Millio-
nen Dollar verfügte. Dies führte 
zur vollständigen Isolierung Fu-
jimoris und seiner Flucht nach 
Japan Mitte November. Das 
Scheitern des paktierten Über-
gangs aufgrund des absoluten 
Mangels an Führungskapazitäten 
auf Seiten Fujimoris beschleu-
nigte den Zusammenbruch des 
Regimes und gab der parlamen-
tarischen Opposition die Zügel 
des Staates in die Hand. 
Diese Unfähigkeit Fujimoris deu-
tete bereits an, was sich später 
bei den parlamentarischen und 
juristischen Untersuchungen be-
stätigen sollte: Der eigentlich 
Regierende war Vladimiro Mon-
tesinos gewesen. Fujimori hatte 
ihm lediglich als nützliches In-
strument gedient. Ohne Monte-
sinos hätte Fujimori von einem 
der anderen Machtfaktoren a-
doptiert werden müssen, um an 
der Macht bleiben zu können, 
aber weder die Regierung der 
Vereinigten Staaten, noch die 
Streitkräfte waren dazu bereit.  
Die Regierung der Vereinigten 
Staaten sah sich Druck aus un-
terschiedlichen Richtungen in-
nerhalb der eigenen Administra-
tion ausgesetzt und entschied 
sich angesichts der Schwäche 
Fujimoris letztendlich dafür, die-
sen aufzugeben. Die Führung 
der Streitkräfte geriet durch den 
Alberto Fujimori 
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Abgang von Montesinos in eine 
Krise, die es ihr nicht erlaubte, 
ihre Zielsetzungen innerhalb 
kurzer Zeit neu zu ordnen. Hinzu 
kam eine öffentliche Meinung, 
die, obwohl weniger mobilisie-
rungsfähig als im ersten Halb-
jahr 2000, dazu entschlossen 
war, einen Übergangsprozess zu 
unterstützen, der tatsächlich ei-
nen Bruch mit dem Autoritaris-
mus darstellen würde. 
Bei der Regierung, die sich Ende 
November 2000 etablierte, han-
delt es sich um eine Übergangs-
regierung, im Hinblick auf deren 
Ziele keinerlei Zweifel bestehen. 
Zudem ist Übergangspräsident 
Valentín Paniagua, anders als 
Fujimori, der als outsider auf die 
politische Bühne trat, ein insider, 
ein seit vielen Jahren aktiver 
Parteipolitiker, der von Anfang 
an in Opposition zu Fujimori 
stand und sich als hartnäckiger 
Verteidiger des Rechtsstaates 
einen Namen gemacht hat. Da-
her war er dazu in der Lage, die 
Aufsplitterung der Opposition zu 
überwinden und eine Regierung 
zu organisieren, in der die ver-
schiedenen Gruppen sich 
repräsentiert fühlen. 
Der Zusammenbruch des Re-
gimes ermöglichte der neuen 
Übergangsregierung und der 
neuen parlamentarischen Mehr-
heit, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, dass die während 
des gestürzten Regimes weitver-
breitete Korruption einer umfas-
senden Untersuchung unterzo-
gen wird. Auch die Justizverwal-
tung und die Wahlbürokratie 
konnten grundlegend reorgani-
siert werden. Die neue Regie-
rung verschaffte sich damit brei-
te Unterstützung von Seiten der 
Bevölkerung, wohingegen die 
Überbleibsel des Systems Fuji-
mori noch stärker isoliert wur-
den. Somit besteht gegenwärtig 
die Hoffnung, dass die Über-
gangsphase im kommenden Juli 
mit der Übergabe der Macht an 
eine demokratisch gewählte Re-
gierung erfolgreich zu Ende ge-
führt werden kann. 
V. Welche Chance hat die 
Demokratie? 
Bei jeder Analyse von Zukunfts-
szenarien muss ein fortbeste-
hendes Merkmal der peruani-
schen Politik berücksichtigt wer-
den, das uns die langjährige An-
ti-Politik Fujimoris hinterlassen 
hat. Gemeint ist der Bruch zwi-
schen der organisierten Gesell-
schaft und jenen politischen Ak-
teuren, die sich um deren Rep-
räsentation bemühen. Dieser 
Bruch geht auf die Krise der Par-
teien Ende der 80er Jahre zu-
rück. Die Anti-Politik der 90er 
Jahre hat die Gräben weiter ver-
tieft.  
Das Drama der 80er Jahre war 
die fehlende Verbindung zwi-
schen einer erneuerten Zivilge-
sellschaft und einer alten politi-
schen Repräsentation (Lynch 
1995), das der 90er dagegen der 
Bruch zwischen einer fragmen-
tierten und in ihrem sozialen 
Gewebe durch Terrorismus und 
Hyperinflation vielfach zerstörten 
Gesellschaft und einer autoritä-
ren Macht, die sich ausschließ-
lich für Unterordnungsbeziehun-
gen – im allgemeinen durch 
Klientelismus – interessierte.  
Trotzdem, darauf haben wir wei-
ter oben hingewiesen, waren es 
die Jugend-, Bürger- und Ge-
werkschaftsorganisationen, die 
sich als erste gegen eine weitere 
Bei jeder Analyse 
von Zukunftsszena-
rien muss der Bruch 
zwischen der orga-
nisierten Gesell-
schaft und jenen po-
litischen Akteuren 
berücksichtigt wer-
den, die sich um de-
ren Repräsentation 
bemühen. 




Verlängerung der Diktatur aus-
sprachen und die die Politiker, 
sowohl die Parteipolitiker als 
auch die Unabhängigen, sozusa-
gen ins Schlepptau nahmen.  
In einer zweiten Phase, als es zu 
dem betrügerischen Wahlprozess 
des Jahres 2000 kam, tauchten 
auch die Politiker wieder auf, ei-
nige Male traten sie sogar an die 
Spitze der mobilisierten Gesell-
schaft, aber die Distanz zwi-
schen Zivilgesellschaft und poli-
tischer Gesellschaft blieb beste-
hen und konnte letztendlich 
nicht überwunden werden. Am 
nächsten kam man sich vielleicht 
zwischen dem 8. April, dem Tag 
des ersten Wahlgangs, und dem 
28. Juli, an dem die Demonstra-
tionen gegen eine dritte Amts-
zeit Fujimoris ihren Höhepunkt 
erreichten, aber auch in dieser 
Phase bildeten sich keine klaren 
Identitäten zwischen der sozia-
len Mobilisierung und der politi-
schen Repräsentation heraus. 
Selbst als Fujimori die Verkür-
zung seines Mandats ankündigte 
und Neuwahlen einberief, kam 
es nicht zu einer nennenswerten 
Abstimmung zwischen sozialen 
Bewegungen und politischen Or-
ganisationen. Während ein nicht 
zu unterschätzender Teil der po-
litischen Organisationen für ei-
nen paktierten Übergang eintrat, 
forderte die Mehrheitsmeinung 
eine sofortige Ablösung des als 
Diktator bloßgestellten Präsiden-
ten.  
Nach wie vor bestehen daher 
große Schwierigkeiten im Hin-
blick auf die Herausbildung star-
ker politischer Repräsentativ-
kräfte, welche die Konstruktion 
eines demokratischen Regimes 
in den kommenden Jahren vor-
antreiben könnten. Dies ist umso 
gravierender, als es darum ge-
hen muss, die Beschränkungen 
des demokratischen Regimes der 
Jahre 1980 bis 1992 zu über-
winden. Hauptachse des damali-
gen Regimes war ein in der Ent-
stehung begriffenes Parteiensys-
tem, das heute nicht mehr exis-
tiert. 
Vielleicht lassen sich mögliche 
Zukunftsszenarien am besten 




ternativen beschreiben.  
Alejandro Toledo mit Perú Po-
sible ist der einzige Überlebende 
der neuen Unabhängigen und 
führt die Umfragen zum Zeit-
punkt der Abfassung dieser Ana-
lyse an. Er hofft auf einen Erd-
rutschsieg. Mit seinem Wider-
stand gegen den Wahlbetrug des 
Jahres 2000 und aufgrund seiner 
andinen Herkunft gelang es ihm, 
sich die Unterstützung eines gro-
ßen Teils der Bevölkerung zu 
verschaffen, auch wenn seine 
Bewegung noch wenig organisch 
erscheint und seine Botschaften 
gelegentlich widersprüchlich 
sind. Toledo spricht von der 
Notwendigkeit, eine große Koali-
tion der sozialen und politischen 
Kräfte zu bilden, um die Rekon-
struktion der demokratischen In-
stitutionen und den Wiederauf-
bau der Wirtschaft, die beiden 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
wichtigsten Aufgaben des Lan-
des, voranzutreiben. Da es sich 
um eine neue Alternative mit ei-
ner Bündnisperspektive handelt, 
könnte die Rekonstruktion eines 
Parteiensystems, das sich von 
dem der 80er Jahre unterschei-
Nach wie vor be-
stehen daher große 
Schwierigkeiten im 







gimes in den kom-
menden Jahren vor-
antreiben könnten.
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det, erleichtert werden. Dies 
hängt jedoch davon ab, inwie-
fern Toledos Bewegung sich in 
der verbleibenden Wahlkampf-
zeit und nach einem eventuellen 
Wahlsieg gegenüber den übrigen 
politischen Kräften öffnet. 
Loudes Flores gehört demge-
genüber einer sozialchristlichen 
Partei an, der PPC, die bereits 
vor Beginn des Systems Fujimori 
existierte. In ihren Vorschlägen 
verbindet sie Elemente, die vom 
Fujimorismo selbst und dem ka-
tholischen Opus Dei bis zu eini-
gen Gewerkschaftsführern rei-
chen. Der Name des von ihr an-
geführten Bündnisses, „Nationa-
le Einheit“ (Unidad Nacional), 
verweist auf die Notwendigkeit 
einer politischen Bündnisper-
spektive, in ihren Vorschlägen 
nimmt der Neoliberalismus aller-
dings eine hegemoniale Position 
ein. Ihre Botschaften zeichnen 
sich durch eine große argumen-
tative Kohärenz aus, zudem 
kann sie als Frau auf großen 
Rückhalt von Seiten der weibli-
chen Bevölkerung rechnen. Ihr 
Image ist allerdings derart stark 
im rechten Lager des politischen 
Spektrums verhaftet und verbin-
det sich so eng mit der unmittel-
baren Vergangenheit in Form 
des Fujimorismo, dass eine 
Stimmenmehrheit für sie nur 
schwer vorstellbar erscheint. In-
des scheint es, unabhängig vom 
Wahlergebnis, klar, dass sich 
aus dieser Kandidatur eine star-
ke konservative Partei mit gro-
ßem Einfluss auf die peruanische 
Politik entwickeln wird. 
Schließlich Alan García, Kandi-
dat des alten Partido Aprista, der 
sich um einen eindeutig alterna-
tiven Diskurs zum Neoliberalis-
mus bemüht und der auf die 
Sympathien einiger Sektoren 
zählen kann, die von dieser 
Wirtschaftspolitik in Mitleiden-
schaft gezogen wurden. Garcías 
Bild verbindet sich jedoch mit 
dem katastrophalen Scheitern 
seiner Regierung in den Jahren 
1985 bis 1990 und mit den nach 
wie vor auf ihm lastenden Kor-
ruptionsvorwürfen. Aufgrund der 
geringen ideologischen und or-
ganisatorischen Erneuerung sei-
ner Partei ist es zudem nur 
schwer vorstellbar, dass es ihm 
gelingen könnte, andere Sekto-
ren für eine eventuelle Regie-
rungsarbeit zu gewinnen. Seine 
Rolle in diesem Wahlkampf 
scheint sich darauf zu beschrän-
ken, kritische Vorschläge gegen-
über dem dominierenden Diskurs 
einzubringen und seine Partei 
nach den Jahren der Diktatur zu 
revitalisieren. 
Der gegenwärtige Einfluss an-
derer politischer Alternati-
ven, etwa der früher mächtigen 
marxistischen Linken oder der 
diversen Parteien – oder viel-
leicht besser Etiketten -, die der 
Fujimorismo sich zu etablieren 
bemühte, ist minimal. Die mar-
xistischen Parteien haben den 
Zusammenbruch des Parteien-
systems der 80er Jahre nicht 
überwunden und sind ver-
schwunden, einige ihrer Kandi-
daten finden sich in der Liste To-
ledos sowie einiger kleinerer 
Parteien. Der Einfluss des Fuji-
morismo ist deshalb so gering, 
weil die Flucht Fujimoris und die 
Korruptionsvorwürfe diese Strö-
mung derart in Misskredit ge-
bracht haben, dass sie praktisch 
keine Rolle mehr bei den Wäh-
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den wenigen ihr verbliebenen 
Sympathien die Reihen von 
Lourdes Flores stärkt. Jede 
Prognose eines Wahlergebnisses 
ist jedoch schwierig, denn zum 
einen ist eine große Volatilität 
der Wählerpräferenzen zu beo-
bachten und zum anderen 
scheint keine der sich bietenden 
Alternativen wirklich stark in ei-
nem Sektor der peruanischen 
Bevölkerung verwurzelt zu sein. 
Als Schlussfolgerung sei dar-
auf hingewiesen, dass Peru sich 
nach wie vor einer ungewissen 
politischen Zukunft gegenüber 
sieht, mit einer Zivilgesellschaft, 
die sich nicht mit der politischen 
Gesellschaft versöhnt hat und 
für die Politik nach wie vor ein 
Spektakel fern ihres täglichen 
Lebens ist. Die Übergangsregie-
rung ist sich über die ihr zu-
kommenden kurzfristigen Aufga-
ben im klaren, was dem Wahl-
prozess als solchem die notwen-
digen Garantien verleiht. Die 
sich zur Wahl stellenden Alterna-
tiven, weder die alten noch die 
neuen, garantieren allerdings 
noch nicht den Aufbau einer 
post-diktatorialen Ordnung, ins-
besondere nicht die Herausbil-
dung eines neuen Parteiensys-
tems, das der Demokratie eine 
dauerhafte Grundlage verschaf-
fen könnte. Die Gefahr des Sek-
tierertums schwebt nach wie vor 
drohend über der peruanischen 
Politik und bislang hat sich noch 
kein politischer Gemeinsinn 
eingestellt, den Alle verteidigen 
möchten. Die demokratische 
Hoffnung dieses Übergangspro-
zesses harrt nach wie vor der 
Akteure, die sie in eine Realität 
verwandeln. 
Lima, Februar 2001 
Übersetzung aus dem Spanischen:  
Peter Birle 
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Parteien und Kandidaten für die Präsidentschaftswahlen am 8.4.2001 
 
Partido Aprista Peruano 
Präsidentschaftskandidat: ALAN GARCIA PÉREZ 
Vizepräsidentschaftskandidat: JOSÉ HUMBERTO MURGIA ZANNIER 




Frente Independiente Moralizador 
Präsidentschaftskandidat: FERNANDO OLIVERA VEGA 
Vizepräsidentschaftskandidat: RICARDO BELMONT CASSINELLI 





Präsidentschaftskandidat: ALEJANDRO TOLEDO MANRIQUE 
Vizepräsidentschaftskandidat: RAÚL DIEZ CANSECO TERRY 





Präsidentschaftskandidat: MARCO ANTONIO ARRUNÁTEGUI 
CEVALLOS 
Vizepräsidentschaftskandidat: GUILLERMO ARGUEDAS 
SCHIANTARELLI 





Präsidentschaftskandidat: CARLOS BOLOÑA BEHR 
Vizepräsidentschaftskandidat: PABLO MACERA DALL'ORSO 
Kandidat für das Amt des Zweiten Vizepräsidenten: MARÍA 
FERNANDA MENDOZA DEL SOLAR 
 
 
Todos por la Victoria 
Präsidentschaftskandidat: RICARDO NORIEGA 
Vizepräsidentschaftskandidat: RICARDO FLORES CHIPOCCO 





Präsidentschaftskandidat: RICARDO NORIEGA 
Vizepräsidentschaftskandidat: RICARDO FLORES CHIPOCCO 





Präsidentschaftskandidat: LOURDES FLORES NANO 
Vizepräsidentschaftskandidat: DRAGO KISIC 
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